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AN ALVS E N

Die wirtschaftliche Lage Indonesiens 1966
Prof. Dr. H. W .|A rndt, Canberra, und Prof. Dr. J. Panglaykim, Djakarta*)

In den vergangenen Monaten gab es m andie An- 
zeidien dafür, daß sidi Indonesien zunehmend sei

ner prekären w irtsdiaftlidien Lage bewußt wird und 
daß vie lle id it sogar eine neue Ä ra angebrodien ist.

M it zwei im A pril abgegebenen Darlegungen von Sul
tan  Hamenkobuwono IX, dem für die W irtsdiaft zu
ständigen stellvertretenden M inisterpräsidenten, wurde 
dem indonesisdien Volk und der W elt ein w irtsdiaft- 
lid ier Zusam menbrudi enthüllt, für den es in der neu
eren G esdiidite großer Völker — außer unm ittelbar 
nad i Kriegen oder Revolutionen — kaum eine Paral
lele geben dürfte.

A llerdings ha t dieser Zusammenbrudi für die M ehr
heit des Volkes, das in den Dörfern Javas oder auf 
den Inseln lebt, nur geringe Auswirkungen. Bisher 
gibt es keine Anzeichen eines schwerwiegenden all
gem einen M angels an Lebensmitteln. Soweit zu beur
te ilen  ist, liegen der durdisdinittliche Verbrauch an 
N ahrungsm itteln und der Lebensstandard noch immer 
wesentlich höher als z. B. in Indien. Davon at^esehen  
jedoch ist auf allen anderen Gebieten der w irtschaft
liche Zusammenbruch nicht zu übersehen.

WIRTSCHAFTLICHER ZUSAMMENBRUCH

Die Auslandsverschuldung des Landes wird von offizi
eller Seite auf 2,4 Mrd. $ geschätzt. Es ist unw ahr
scheinlich, daß in diesem Jahr die laufenden Devisen
einahm en viel m ehr als die Hälfte des Devisenbedarfs 
für Einfuhr und Schuldendienst decken werden. Das 
Steueraufkom m en fällt ständig hinter den fast gänz
lich außer Kontrolle geratenen Regierungsausgaben zu
rück. Infolgedessen setzt sich die Inflation, die sich in 
Geldschwemme und steigenden Preisen äußert, mit einer 
wahrscheinlich immer noch wachsenden Rate fort. Der 
M angel an  im portierten Rohstoffen und andere Fakto
ren haben die industrielle Produktion auf ein N iveau 
heruntergedrückt, auf dem nicht einmal 20 “/o der vor
handenen Kapazitäten ausgenutzt werden. W ährend 
die Reiserzeugung allem AnscJiein nach einen zufrie
denstellenden Stand hält, sinkt die Produktion ande
re r A grarerzeugnisse mit wenigen Ausnahmen w eiter 
ab. Schiffahrt, Eisenbahn- und Straßentransport sowie 
alle anderen öffentlichen Dienstleistungen leiden dar

*) Eine ausführliche Fassung dieses im Juni d. J. in Djakarta ge- 
sdiriebenen Berichts mit umfangreidiem Tabellen- und Quellen
m aterial erschien in „Bulletin of Indonesian Economic Studies", 
Research Sdiool of Pacific Studies, Australian National University, 
Canberra, No. 4, Juni 1966. Bearbeitung der deutsdien Fassung: 
Dr. Christian Uhlig und Hubert Höping.

unter, daß Anlagen und Ausrüstungen seit Jahren 
heruntergew irtsdiaftet sind, und arbeiten nur unter 
Schwierigkeiten und mit Unterbrechungen. Das kompli
zierte System der Regierungskontrollen in der W irt
schaft ist infolge von Umgehungen der Vorschriften 
und infolge der Korruption praktisch unwirksam.

Alle Aspekte dieser wirtschaftlichen Situation maditen 
sich seit mehr als zwei Jahren immer mehr bemerkbar. 
Aber erst seit wenigen M onaten werden sie offiziell 
von den führenden Politikern des Landes zur Kennt
nis genommen.

Heute steht fest, daß das Bündel wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen, die von der ehemaligen Führungsgruppe 
im Anschluß an den mißlungenen Putsch Ende Novem
ber und im Dezember 1965 getroffen wurden, nicht so 
positiv! .war, wie es damals schien. W aren auch die 
vertretenen Grundsätze ganz vernünftig, so waren die 
getroffenen Maßnahmen ■— wie z. B. die Entscheidung, 
den gesamten Außenhandel zum Staatsmonopol zu 
machen — zum Teil lediglich weitere Schritte auf dem 
seit zwei Jahren verfolgten doktrinären W eg und zum 
Teil unter stärkstem politischen Druck hastig entwor
fene Notstandsmaßnahmen. Das gilt besonders für die 
Entscheidung, den Regierungsangestellten einen um
fangreichen Neujahrsbonus zu gewähren, sowie für 
die „Währungsreform" vom Dezember 1965, die eine 
direkte Folge der ersten Maßnahme war. Der Zentral
bank wurde schnell klar, daß die für diesen Bonus er
forderlichen Geldmittel (75 000 Rp für jeden der etwa 
4 Mill. Beschäftigten bzw. insgesamt 300 Mrd. Rp), zu 
denen auch noch schnell anwachsende Routineausgaben 
und Bargeldabhebungen von den Bankkonten kamen, 
die Kapazität der Notenpresse weit überstiegen. Da
her kam man zum Entschluß, eine neue Rupiah ein
zuführen (1 neue Rupiah =  1 000 alte Rp). Dadurch 
wurde es möglich, große V orräte an 50 und 100 Rp- 
Noten in Umlauf zu setzen, die 1950 gedruckt, aber 
von der Inflation überholt worden waren. Ohne die 
Verbindung mit anderen Stabilisierungsmaßnahmen 
war das ein reiner Verzweiflungsakt, aber keine W äh
rungsreform. Die andere Hauptentscheidung, die Preise 
für Treibstoffe und öffentliche Dienstleistungen so an
zuheben, daß sie die Kosten deckten, beruhte zwar 
auf einem vernünftigen Grundsatz, hatte aber, da der 
Zeitpunkt sehr unglücklich gewählt war, für die V er
antwortlichen böse Folgen. Die 250-fache Steigerung 
der Treibstoffpreise wurde von der Öffentlichkeit als 
ein Beweis dafür angesehen, daß die alte Führung 
ihre Bemühungen um eine Eindämmung der Inflation
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aufgegeben habe. Dieser Preiserhöhungsentsdiluß trug 
viel zu den Studentendem onstrationen bei, die im 
März 1966 zum Sturz des alten Regimes führten.

Die seither vergangenen Monate wurden von einem 
dauernden halbverborgenen Machtkampf beherrsdit. 
Ende Juni herrschte in D jarkarta das Gefühl vor, daß 
es nodi zu viele „ungelöste politische Fragen" gäbe, 
um entsdieidende w irtsdiaftspolitisdie Aktionen zu ge
statten. Es schien zweifelhaft, ob das neue Triumvirat 
bereits genügend politisdie M adit besaß, um irgend- 
weldie oder gar alle unangenehmen Entsdieidungen 
zu treffen, die für eine Lösung der wirtschaftlidien 
Sdiwierigkeiten notwendig sind. Das Regime versuch
te, seine Stellung zu konsolidieren, indem es seine 
A ktivität auf Gebiete beschränkte, wo es mit allge
meiner Zustimmung rechnen konnte, wie z. B. die Be
endigung der „Konfrontation" mit M alaysia und die 
Stundung der Auslandssdiulden,

DIE STUNDUNG DER AUSLANDSSCHULDEN

Eine Erklärung des Sultans vom 12, April *) zur w irt
sdiaftlidien Lage enthielt audi folgenden mutigen 
Satz; „Jeder, der glaubt, daß sidi Indonesien in einer 
günstigen w irtsdiaftlidien Lage befindet, hat das ge
naue Studium der Situation sträflidi vernadilassigt. 
Auf Jahre hinaus muß die indonesische Wirtschaft 
eine Auslandssdiuldenlast von 2,4 Mrd. $ tragen. Die
ses Jah r müssen wir mit der Rückzahlung unserer 
langfristigen Sdiulden beginnen. Wenn wir allen un
seren Verpfliditungen nachkommen, bleiben uns keine 
Devisen für die Deckung unserer Routinebedürfnisse. 
Das ist der Grund dafür, daß wir seit Jahren den Im
port unseres täglidien Bedarfs mit kurzfristigen An
leihen zu ungünstigen Bedingungen finanziert haben."

Im Dezember 1965 konnte Indonesien seinen Devisen- 
verpfliditungen nidit mehr nachkommen. Seit einiger 
Zeit war die Zentralbank n id it einmal mehr in der 
Lage, Barakkreditive einzulösen und mußte auch die 
Rüdczahlung von Außenhandelskrediten einstellen, die 
sich zusammen mit anderen noch offenstehenden kurz
fristigen Krediten auf sdiätzungsweise 177 Mill. $ be
liefen.

Im April stellte die Regierung erstmalig die gesamte 
indonesische Auslandsversdiuldung und die zwischen 
1966 und 1974 fällig werdenden Rüdszahlungen zu
sammen. Es zeigte sidi, daß von der gesamten mittel- 
und langfristigen Auslandsversdiuldung in Höhe von 
2,175 Mrd. $ mehr als 60 “/o auf die Länder des Ost- 
blodcs, hauptsäcblidi auf die Sowjetunion, entfielen 
und daß der größte Teil dieser Verschuldung aus der 
Rüstungshilfe stammte. Unter den anderen Gläubigern 
rangierte Japan gleich hinter den USA, und bei Ein
beziehung der kurzfristigen Verschuldung lag es als 
Hauptgläubiger an der Spitze.

1) Alle Auszüge aus dieser Erklärung sind mit leiditen Änderun
gen der English Edition von „Business News" v. 15.4.1966 ent
nommen.

Bei gesdiätzten Deviseneinnahmen von insgesamt 430 
Mill. $ einschl. der Öltantiemen für 1966 war es klar, 
daß Indonesien seiner Verpfliditung, in diesem Jahr 
530 Mill. $ zurückzuzahlen, nidit nadikommen konnte. 
Im April wurde die Notwendigkeit, von Indonesiens 
Gläubigern ein Moratorium zu erhalten, öffentlich 
zugegeben, und man begann mit den Bemühungen um 
eine Umsdiuldung. Der große Vorrang, den das neue 
Regime der Beendigung der „Konfrontation" mit Ma
laysia einräumte, war nach allgem einer Ansicht unter 
anderem auf die Notwendigkeit zurückzuführen, der 
W elt zu beweisen, daß Indonesien beabsichtigte, seine 
Anstrengungen auf die wirtschaftlichen Probleme des 
Landes zu konzentrieren, um dadurdi eine wohlwol
lende Haltung der Gläubiger und möglichen Kredit
geber zu rechtfertigen.

Intensive diplomatische Verhandlungen brachten In
donesien nach anfänglichem W iderstreben dazu, ein 
Konsortium aller Gläubigerländer zu akzeptieren, das 
als bestes Instrument für eine gerechte Umschuldungs
aktion und für die Beschaffung neuer dringend benö
tigter Kredite angesehen wurde. Auch war es kein 
Zufall, daß zu den ersten internationalen O rganisatio
nen, denen Indonesien wieder beitreten wollte, der 
Weltwährungsfonds gehörte. Eine Mission des Fonds 
besuchte D jakarta Ende Juni, und ihre erste Aufgabe 
war eine Beurteilung der indonesischen A uslandsver
schuldung.

AUSFUHR

In der Erklärung des Sultans hieß es, daß Indonesiens 
Exporteinnahmen von 750 Mill. $ im Jahre 1961 auf 
450 Mill. $ 1965 zusammengeschrumpft seien. Die Ab
sicht der neuen Regierung ist es, „jedem Projekt, das 
Devisen einbringt, ohne auf anderen Gebieten V er
luste zu verursachen“, eine Priorität einzuräumen. Auf 
diesem Gebiet wurden bereits legislative Maßnahmen 
eingeleitet. Eine am 20. Mai erlassene Verordnung 
erw eiterte den freien Devisenmarkt durch eine Erhö
hung der Exportprämie, d. h. des Anteils an Devisen
einnahmen, den private Exporteure legal an Impor
teure verkaufen dürfen. Die Hälfte der Prämie muß 
dabei an die die Exportgüter liefernde Region zurück
fließen. Das Ziel dieser neuen Verordnung war er
stens, den Export durch eine weitere Teilabwertung 
anzuregen, und zweitens, den Exportgüter produzie
renden Regionen, besonders Sumatra, einen Anteil am 
Erlös in Form von Importen zu sichern. In beiden Fäl
len stellten diese Entscheidungen zum Teil Konzessio
nen an wirtschaftliche und politische Pressionen dar, 
nämlich einmal die Schwierigkeiten bei der Durch
führung der Devisenkontrolle und zum anderen die 
Anerkennung der Macht der regionalen Komman
deure. Allerdings blieben Zweifel, ob die Verordnung 
ihren Zweck erreichen würde, ob der zusätzliche A n
reiz, den die relativ geringe Erhöhung der Export
prämie auf die Hauptausfuhrgüter bot, eine größere 
W irkung auf das Exportvolumen haben würde, ins
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besondere wenn die die regionale Exportprämie be
treffende Regelung den Exporteuren mehr als die 
H älfte dieser Erhöhung wieder entzieht.

Nach offiziellen Schätzungen soll die Ausfuhr aus
schließlich Erdöl 1966 360 Mill. $ betragen. Verglichen 
mit den 1965 exportierten 395 Mill. $ zeigt sich, daß 
die für die Planziele verantwortlichen Behörden 1966 
die Exportaussichten für Kautschuk, Kaffee und Tee 
pessimistisch, die Chancen für Tabak, Palmöl und 
Kopra dagegen optimistisch beurteilen. Allerdings 
scheint es sich hierbei um ausgesprochen vorsichtige 
Schätzungen zu handeln.

Nachdem im ersten V ierteljahr die Anträge auf Ex
portlizenzen bei etwa 30 Mill. $ monatlich gelegen 
hatten, gingen sie im April und Mai zurück, w ahr
scheinlich weil die Exporteure in Erwartung einer er
höhten  Exportpräm ie zunädist einmal abwarteten. 
W enn die gegenw ärtigen Quoten für den Rest des 
Jah res beibehalten werden können, so sdieint die 
optim istisdie A nsidit gereditfertigt, daß der Export 
(ausschl. Erdöl) 1966 das offizielle Planziel von 360 
Mill. $ oder sogar einen Wert von 400 Mill. $ errei
chen könnte. Der A nteil der indonesischen Regierung 
am D evisenerlös der Mineralölausfuhr wird auf etwa 
50 Mill. $ geschätzt. Für 1966 erw artet man ein ähn
liches Ergebnis.

Dem W andel in der indonesischen Außenpolitik w er
den wahrscheinlich entsprechende Änderungen im 
A ußenhandel folgen. Das frühere Regime hat in der 
Folge seiner Außenpolitik einen beträchtlichen Anteil 
der indonesischen Ausfuhr nach den kommunistischen 
Ländern geleitet. Fast die Hälfte des auf Plantagen 
erzeugten Kautschuks, der in Staatsbetrieben unter 
direk ter Kontrolle gewonnen wurde, ist 1965 an die 
kommunistischen Länder geliefert worden. Ein bedeu
tender, w enn auch wesenthch geringerer Anteil des 
vom  Kleinlandbesitz produzierten Kautschuks ging 
über private Exporteure den gleichen Weg. Ein großer 
Teil des von China abgenommenen Kautschuks soll 
auf dem W eltm arkt wiederverkauft worden sein und 
soll China w ertvolle Devisen eingebracht haben, die 
es für diejenigen Produkte benötigte, die Indonesien 
im Rahmen des Warenabkommens abzunehmen bereit 
war. W enn die Neuorientierung der indonesischen 
Außenpolitik und die Beendigung der „Konfronta
tion" erfolgreich abgeschlossen sein werden, wird der 
A ußenhandel wahrscheinlich wieder seine alten W ege 
über Singapur und die Niederlande einschlagen.

EINFUHR

Zur Einfuhrpolitik wurde in der Erklärung des Sul
tans nichts Genaueres gesagt. Die Regierung deutete 
lediglich ein „Sparprogramm" an. Es wurde erklärt, 
„daß alle Projekte, die die Devisenreserven beein
trächtigen, entw eder eingestellt oder nach einem Pri
oritätssystem  gesteuert werden sollten". Gleichzeitig 
w urde betont, „daß keinen Regierungsstellen — außer 
denjenigen, die dazu formell autorisiert werden —

gestattet sein wird, für ihren eigenen Bedarf selbst 
Ein- und Ausfuhrhandel zu betreiben . .. Alle Mani
pulationen auf diesem Gebiet müssen aufhören".

Für die indonesische Einfuhr des Jahres 1965 stehen 
keine offiziellen Zahlen zur Verfügung. Der M indest
einfuhrbedarf (für Güter und Dienstleistungen) dürfte 
1966 bei etwa 560 Mill. $ liegen. Das mag allerdings 
als „Einfuhrplan" angesehen werden.

Ein Betrag von 420 Mill. $ für Prioritätsimporte stellt 
den Minimalbedarf für eine industrielle W iederbele
bung dar. Ob diese Summe tatsächlich den betreffen
den Industriezweigen zur Verfügung gestellt werden 
kann, hängt nicht nur von dem Gesamtbetrag der 
vorhandenen Devisen ab, sondern auch von der Fä
higkeit der Regierung, die Prioritäten durdizusetzen. 
Gerade der Zusammenbruch aller für diesen Zweck 
eingeführten Kontrollen hat neben der Devisenknapp
heit in der Vergangenheit dazu geführt, daß die Indu
strie größten Mangel an notwendigsten M aterialien 
und Ersatzteilen litt, während Verbrauchsgüter groß
zügig eingeführt wurden, manchmal sogar, wie bei 
Textilien, im W ettbewerb mit der eigenen Industrie.

AUSLANDSKREDITE

Die Exporterlöse für 1966 in Höhe von bestenfalls 
450 Mill. $ werden offensichtlidi nicht ausreichen, um 
den Mindestimportbedarf von 560 Mill. $ zu decken. 
Das gilt auch dann, w enn alle Rückzahlungsverpflich- 
tungen vollständig erlassen würden, was aber un- 
wahrscäieinlicii ist, da wenigstens ein Teil der prolon
gierten Außenhandelsverschuldung gedeckt werden 
muß. W enn auch nur der minimale Einfuhrbedarf 
finanziert werden soll, muß um neue Auslandskredite 
in Höhe von wenigstens 200 Mill. $ naciigesudit 
werden. )̂

Einige neue Stützungskredite konnten bereits von 
einer Reihe von Ländern beschafft werden. Japan hat 
durch seine Export-Import-Bank eine Anleihe von 
30 Mill. $ angeboten, von der jedoch ein wesentlicher 
Anteil für die Rückzahlung von H andelskrediten be
reitgestellt werden muß. Indien stellte einen Kredit 
von 13,5 Mill. $ in Aussicht, und Pakistan ist bereit, 
über einen weiteren Kredit in Höhe von 30 Mill. $ zu 
verhandeln. Von den N iederlanden hofft man 65 bis 
70 Mill. Gulden zu erhalten. An Stelle der erw arteten 
200 Mill. DM hat sidi die Bundesrepublik bisher nur 
bereiterklärt, 30 Mill. DM zur Verfügung zu stellen. ®) 
Kreditverhandlungen mit den USA zur Deckung der 
Einfuhr von 75 000 Ballen Rohbaumwolle und vielleidit 
weiterer Reislieferungen w aren Ende Juni noch nicht

2) Der Leiter der indonesisdien Regieiungsdelegation bei den 
westeuropäisdien Gläubigerländern, Mr. Umaijadi, erklärte am 
15. Juni in Bonn, daß Indonesien für die nädisten fünf Jahre Aus
landskredite in Höhe von 1,2 Mrd. $ benötige (Indonesian Herald, 
17.6.1966).
3) Am 16. 8. 1966 wurde zwisdien der Bundesrepublik Deutsdiland 
und Indonesien ein Kapitalhilfeabkommen über 13,5 MiU. DM 
unterzeidinet.
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abgeschlossen. Die Verhandlungen zur Bildung eines 
Konsortiums der G läubigerländer zielen offensichtlich 
darauf ab, daß dieses Konsortium nicht nur einwilligen 
wird, die Verpflichtungen aus dem gegenwärtigen 
Schuldendienst zu „konsolidieren", sondern daß es 
auch neue Kredite bewilligen soll.

DEVISENPOLITIIK

Allgemein wird anerkannt, daß neue Auslandskredite, 
wenn sie auch notwendig sind, keine Lösung für In
donesiens Zahlungsbilanzprobleme bieten. W ie kann 
das Zahlungsbilanzgleichgewicht einigermaßen w ieder
hergestellt werden? W ie kann sichergestellt werden, 
daß das Land nach und nach in die Lage versetzt wird, 
m it seinen eigenen M itteln auszukommen? Das neue 
Regime hat die politische Entscheidung, ein Staats
monopol für den Außenhandel einzurichten, abgelehnt. 
„Die Regierung wird in Zukunft die Haltung aufgeben, 
m ittlere und große Unternehmen als ihre Gegner zu 
betrachten" (Erklärung des Sultans vom 12. April), Die 
Erhöhung der Exportprämie bedeutet bereits einen 
Schritt zur größeren Bewegungsfreiheit des privaten 
Handels. In die gleiche Richtung zielt eine Erklärung 
des Handelsministeriums, daß die Regierung durch 
Ausschreibung Devisen für die Einfuhr von Rohstoffen, 
Ersatzteilen usw. zur Verfügung stellen würde, und 
zwar 8 Mill. $ im Mai und 10 Mill. $ im Juni. Bei 
jedem A ntrag müssen 35 neue Rp je  Dollar hinterlegt 
werden; der später tatsächlich zu zahlende W echsel
kurs dürfte allerdings wesentlich höher liegen.

Bisher scheint jedoch die Regierung dazu entschlossen 
zu sein, das System der direkten Einfuhrkontrolle ent
sprechend gewisser Prioritätskategorien beizubehalten. 
Inoffiziell wurde die Möglichkeit diskutiert, einen 
freien W echselkurs anzustreben. Dadurch könnten 
Lenkungsmaßnahmen aufgegeben werden, die tatsäch
lich nicht durchgesetzt werden konnten. Die Zuteilung 
der knappen Devisen würde ganz offen — wenigstens 
für einige Zeit — vollständig dem Preismechanismus 
überlassen.

INFLATION

Der Sultan gab im April ein ungeschminktes Bild vom 
Ausmaß der Inflation: „1965 stiegen die Preise im 
allgemeinen um mehr als 500 “/o, der Reispreis sogar 
um mehr als 900 ”/o. W enn nicht schnell die richtigen 
Schritte unternommen werden, könnte er 1966 um mehr 
als 1000 Vo in die Höhe schnellen. In den fünfziger 
Jahren  wies der S taatshaushalt Defizite in Höhe von 
10 bis 30 Vo seiner Einnahmen auf, in den sechziger 
Jahren wuchs das Defizit schnell auf mehr als 100 Vo 
an. 1965 erreichte das Haushaltsdefizit sogar die Höhe 
von 300 Vo der Staatseinnahmen. Am ernstesten w ar 
die Entwicklung in den M onaten Januar, Februar und

4) Im Zusammenhang mit den Flutkatastrophen in Zentral] ava 
erhielt Indonesien einige Sdienkungen, so z. B. 1 Mill. £ von Groß
britannien, Reis und Textilien im W erte von 2,5 Mill. $ von 
Japan und Reislieferungen im W erte von 200 000 £A von Au
stralien.

März 1966. Innerhalb des ersten Quartals erreichte das 
Defizit fast die Höhe der gesamten Staatsausgaben 
für 1965."

Seitdem hat sich die Inflation fortgesetzt beschleunigt. 
In offiziellen Kreisen scheint wenig V ertrauen zu herr
schen, daß in naher Zukunft etwas dagegen getan 
werden kann oder getan wird. Optimisten sprechen 
von einem Plan, die Inflation innerhalb der nächsten 
zwei oder drei Jahre zu stoppen.

1965 verfünffachte sich der Geldumlauf. Etwas mehr 
als die Hälfte dieser Gesamterhöhung um 2,3 Mrd. 
neue Rp. w ar auf das Haushaltsdefizit zurückzuführen. 
Der Rest ergab sich durch Kreditausweitungen, die 
hauptsächlich von den staatlichen Banken den Staats
betrieben und dem privaten  Sektor sowie verschiede
nen nicht vom H aushalt erfaßten Projekten gewährt 
wurden. Aber auch diese Mittel stammten zum größten 
Teil aus einer verm ehrten Notenausgabe der Zentral
bank.

Nach neuesten Schätzungen dürfte das H aushalts
defizit für 1966 als Differenz zwischen einer erw arte
ten Ausgabenhöhe von 21 Mrd. Rp und erw arteten 
Staatseinnahmen von 9 Mrd. Rp etwa 12 Mrd. neue Rp 
betragen. Rechnet man diese Summe zu dem Ende 1965 
bestehenden Geldumlauf, so kommt man zu einem 
Geldumlauf von schätzungsweise 15,1 Mrd. Rp für 
Ende 1966. Dabei ist aber der zusätzliche Geldumlauf 
durch Bankkredite aus nicht vom H aushalt erfaßten 
Quellen nicht erfaßt, der 1965 fast die Hälfte des Ge
samtbetrages ausmachte.

Als Auswirkung der Inflation steigt parallel zu den 
Preisen auch der Bedarf der Unternehmen an Umlauf
kapital (in Geld). Für private Firmen besteht keine 
Hoffnung, mehr als einen kleinen Teil des ständig 
steigenden Finanzbedarfs aus eigenen M itteln oder 
mit Hilfe des wenig entwickelten Geldmarktes decken 
zu können. Die an die erw arteten Preissteigerungen 
gebundenen Zinssätze, gegenwärtig in der Höhe von 
monatlich 10 bis 15 Vo, verhindern jede Geschäfts
tätigkeit, die nicht daraus Geldgewinne erzielen kann, 
daß man heute kauft, aber erst später zu freien 
Rupiahpreisen verkauft. Benachteiligt ist also z. B. der 
Export zu offiziellen W echselkursen oder die Produk
tion und der Absatz industrieller Erzeugnisse zu amt
lich festgesetzten Preisen. W enn eine Steigerung von 
Ausfuhr und Produktion nicht durch einen Mangel an 
Barmitteln verhindert w erden soll, muß deshalb das 
Bankensystem für eine Finanzierung sorgen. Unter den 
gegenwärtigen Umständen handelt es sich bei all die
sen Finanzierungsmitteln praktisch direkt oder in
direkt um Zentralbankgeld. Das gleiche gilt auf jeden 
Fall auch für den Kreditbedarf der Zentralregierung 
(z. B. 2,5 Mrd, Rp für den Ankauf von Reis) und für die 
Staatsunternehmungen. Es gibt für 1966 keinerlei 
Schätzungen über diese zu diesen Zwecken notwendige 
Kreditausweitung, Aber sie muß auf alle Fälle zu dem 
Inflationsdruck wesentlich beitragen, der vom Haus
haltsdefizit ausgeht.
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Im ersten  Q uartal von 1966 verdoppelte sidi der Geld
umlauf. W enn sidi dieser Anstieg während des ganzen 
Jah res  m it der gleichen Geschwindigkeit fortsetzt, 
w ürde eine Gesamtsumme von 48 Mrd. Rp erreidit 
werden. Es bedarf also offensichtlich harter A nstren
gungen, um die Inflation in den oben angedeuteten 
Grenzen zu halten.

D ie sozialpolitischen Auswirkungen der Inflation kön
nen  statistisch nicht belegt werden, da Daten über 
Löhne und andere Bareinkommen nicht zur Verfügung 
stehen. Ein hoher Beamter mit einem M onatseinkom
m en von 200 000 alten Rupiahs würde Ende Dezember 
750000 Rupiahs für seine Haushaltungskosten benötigt 
haben. Bis zum Mai 1966 war die zu diesem Zweck 
erforderliche Summe auf 2,5 Mill. Rp gestiegen. Tat
sächlich hat sich das ihm gezahlte Gehalt aber w ahr
scheinlich kaum  geändert. Bei den meisten Staats
beam ten und  -angestellten spielen die in Geld gezahl
ten  G ehälter und Löhne neben ihren Reis- und Be
kleidungsrationen kaum noch eine Rolle. Sie versuchen 
—  w enn möglich — durch eine Nebenbeschäftigung ihr 
Auskom m en zu sichern.

DER STAATSHAUSHALT

Bei der O rdnung der öffentlichen Finanzen sieht sich 
die Regierung einer wahren Herkulesaufgabe gegen
über. Der Sultan hat in seiner Verlautbarung mit mu
tigen, aber zu allgemein gehaltenen W orten angedeu
tet, w as getan  werden muß: Notwendig sei ein alle 
Bereiche der Regierung betreffendes Sparprogramm. 
„Alle staatseigenen Betriebe, gleichgültig ob sie Han
delsunternehm en sind oder nicht, müssen nach w irt
schaftlichen Gesichtspunkten arbeiten." „Die Regierung 
so llte  auch das Steuersystem überprüfen. Sie sollte 
eine Besteuerung einführen, die nicht nur die S taats
einnahm en erhöht, sondern die Öffentlichkeit zu sol
chen wirtschaftlichen Bemühungen anregt, die Staat 
und Gesellschaft Nutzen bringen. Nicht nur das System 
muß überprüft, sondern auch die Steuererhebung muß 
vereinfacht und systematisiert werden."

Es ist schwer, ein genaues Bild von der Entwicklung 
der Staatsausgaben und -einnahmen während des 
Jah res  1965 oder der ersten M onate von 1966 zu ge
w innen. Das Defizit soll 1965 etwa 1,3 Mrd. neue 
Rupiah betragen haben.

Zu den Maßnahmen, die noch die alte Regierung im 
November/Dezember 1965 traf, gehört auch ein H aus
haltsen tw urf für 1966. Dieser Entwurf sah einen  an 
geblich ausgeglichenen Haushalt vor mit routine
m äßigen Ausgaben von 5,5 Mrd. Rp (dazu Entwick
lungsausgaben von 1,1 Mrd. Rp und 250 Mill. Rp im 
„Kredithaushalt"), die durch Staatseinnahmen in Höhe 
v o n  insgesam t 7,2 Mrd. Rp mehr als gedeckt waren.

D ieser Haushaltsentwurf war auf eine geradezu gro
teske A rt unrealistisch. Für alle Ausgaben außer 
Löhnen und Gehältern, die in den Jahren 1962, 1963 
und 1964 stets fast 80 “/o der Gesamtausgaben aus

machten, waren nur knapp 10 Vo vorgesehen. W as die 
Einnahmenseite anbelangt, so bemühte sich die alte 
Regierung, die Steuererhebung zu straffen. Sie schickte 
in den letzten M onaten des Jahres 1965 Inspektoren 
zu den W ohlhabenden und ließ deren Einkommen nach 
dem sichtbaren Stand ihres Lebensstandards abschät
zen. Sie bereitete ein neues System der Einkommen- 
und Körperschaftssteuer vor, das von der neuen Re
gierung im April dieses Jahres eingeführt wurde. Da 
sich aber die Steuerbehörden M itte 1966 noch immer 
um die Einkommensteuerfeststellungen für 1965 be
mühten, die durch die Inflation längst überholt sind, 
konnten die neuen direkten Steuern für 1966 noch 
keine Staatseinnahmen erbringen. Und die überstei
gerten Hoffnungen auf riesige Einnahmen aus Treib
stoffverkäufen auf dem Binnenmarkt verflüchtigten 
sich sehr bald, als der Benzinpreis unter dem Druck 
der öffentlichen Meinung gesenkt werden mußte und 
steigende Kosten den Rest verschlangen. Die vorge
schlagene neue Umsatzsteuer fand nicht die Billigung 
der neuen Regierung und w urde deshalb nicht ein
geführt.

Die neue Regierung veröffentlichte im April ein rev i
diertes Budget für 1966, das erheblich realistischere 
Schätzungen für Ein- und Ausgaben enthielt. Aber 
auch dieses Budget wurde bereits von den Ereignissen 
überholt. Die letzte veröffentlichte Vorausschau auf 
die wahrscheinliche Entwicklung für 1966 sah, wie 
bereits erwähnt, Gesamtausgaben in Höhe von 21 Mrd. 
Rp und Gesamteinnahmen von 9 Mrd. Rp vor, wobei 
das verbleibende Defizit von 12 Mrd. Rp durch N oten
ausgabe gedeckt werden soll.

STABILISIERUNGSSTRATEGIE

Inzwischen bemühen sich die wirtschaftspolitischen 
Berater der Regierung (unter denen die W irtschafts
wissenschaftler der U niversität von Indonesien eine 
immer größere Rolle spielen) mit Nachdruck um eine 
W irtschaftsstrategie, mit der man, wenn nicht in die
sem Jahr, so doch 1967 und 1968, die Inflation unter 
Kontrolle bringen kann. Logischerweise stehen dabei 
zwei verschiedene Gedankengänge im Vordergrund: 
Verminderung des Nachfragedruckes durch Erhöhung 
der Staatseinnahmen und Senkung der S taatsausga
ben; Verstärkung des Angebotes an W aren und 
Dienstleistungen durch eine W iederbelebung der ein
heimischen Produktion, die mit Hilfe von Auslands
krediten unterstützt und ergänzt wird.

Gegenwärtig stammen 65 *>/o der Steuereinnahm en aus 
indirekten Steuern, hauptsächlich auf Importe, so daß 
die Steuereinnahmen sehr von der Importfähigkeit des 
Landes abhängen. Nach bereits vorhandenen Plänen 
sollen durch eine Reform der Steuerverwaltung Steuer
rückstände in Höhe von 2 bis 3 Mrd. Rp erhoben und 
eine wirkungsvollere Einziehung der laufend fälligen 
Steuern sichergestellt werden. Zu der Annahme, daß 
der Agrarsektor noch größere, nicht genutzte Steuer
kapazitäten aufweist, wird erwogen, die bisher wenig
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mehr als nominell bestehende Grundsteuer auszu
bauen. Es braucht allerdings nicht besonders betont zu 
werden, daß alle diese Pläne iür eine höhere und 
w irkungsvollere Besteuerung gewaltige W iderstände 
zu überwinden haben werden.

Noch größer und in einem gewissen Sinne grund
legender sind die Schwierigkeiten, die eine w esent
liche Senkung der Staatsausgaben mit sich bringt. Hier 
muß das Triumvirat nicht nur die Opposition privater 
Interessengruppen überwinden, sondern auch mit dem 
W iderstand mächtiger Gruppen innerhalb des Staats
apparates, die häufig von potentiellen Rivalen um die 
politische Macht geführt werden, fertig werden.

Von größerer grundsätzlicher Bedeutung ist die Frage 
der Arbeitsbeschaffung für diejenigen, die bei einer 
Einschränkung der Verwaltungs- und M ilitärausgaben 
ihre Stellen verlieren. Scäiätzungsweise sind wenig
stens 30 Vo der bei Regierung und Behörden Beschäf
tigten, und das gilt sogar für die Zentralbank, ohne 
eine Beeinträchtigung der Leistungen dieser Institutio
nen entbehrlich. Diese könnten dadurch vielleicht sogar 
leistungsfähiger werden. Tatsächlich stellen Staats
und M ilitärdienst im Augenblick ein riesiges System 
der A rbeitslosenunterstützung dar.

W as kann nun kurzfristig getan werden? Entlassungen 
werden in Indonesien allgemein als praktisch unmög
lich angesehen. Die Berater der neuen Regierung pla
nen jedodi, diese Probleme durch weniger krasse und 
allm ählidiere Maßnahmen zu lösen. Bei den Regie
rungsstellen sollen die Dienststunden gekürzt werden 
(vorzugsweise durch eine Verringerung der Arbeits
tage). Diese Regelung w ird zwar nicht den Lohnetat 
senken, aber andere Einsparungen bringen. Nebenbei 
ermöglicht sie den Angestellten, ihre Einkommen 
durch Nebenerwerb zu verbessern. W eiterhin plant 
man, die Beschäftigtenzahl dadurch zu senken, daß 
man für eine beachtliche Anzahl von Beschäftigten die 
kurzfristigen V erträge nidit verlängert, sondern ihnen 
kleine Pensionen zahlt, und daß man keine Ersatzein
stellungen vornimrat. Ein dritter gegenwärtig disku
tierter Gedanke geht dahin, den Arbeitsdienst der 
Streitkräfte für zivile Zwecke auszubauen, d. h. Trup
pen für öffentliche Arbeiten einzusetzen. Das würde 
zwar die Kosten, die sie verursachen, nicht senken 
(tatsächlich würden fast alle nutzbringenden Arbeiten 
dieser A rt zusätzliche Ausgaben für M aterial und Aus
rüstungen verursachen), aber es würde ein Beitrag zur 
Produktionskapazität des Landes geleistet. Niemand 
ist jedoch fest davon überzeugt, daß diese Vorschläge 
tatsächlich angenommen werden oder, falls das ge
schieht, schnelle und wesentliche Resultate bringen. 
Schließlich hofft man, daß ein erhöhtes Angebot von 
W aren und Dienstleistungen aus einheimischer Pro
duktion und Einfuhr die Inflation mildern kann (aller
dings wird vielleicht nicht genügend erkannt, daß 
hierdurch die Inflation nur dann gedämpft wird, wenn 
das durch die Produktionssteigerung erzielte zusätz
liche Einkommen nicht wieder für den Erwerb der pro
duzierten Güter ausgegeben wird). Sowohl die kurz-

fristige Erholung der indonesischen W irtschaft als auch 
die langfristige Entwicklung des Landes hängen davon 
ab, daß eine bessere Kapazitätsausnutzung und höhere 
Produktivität in den W irtschaftszweigen herbeigeführt 
werden.

WIRTSCHAFTLICHE SANIERUNG

In seiner Erklärung vom 12. April, die sich hauptsäch
lich mit „den dringendsten Erfordernissen, die in den 
nächsten 6 bis 12 M onaten auftreten können“, befaßte, 
hat der Sultan sich relativ  wenig dazu geäußert, wie 
die Regierung die W iederbelebung der Produktion und 
die Entwicklung der Produktionskapazitäten anzu
packen gedenkt: Man hat erkannt, daß eine Produk
tionssteigerung in erster Linie von der Einfuhr von 
Rohstoffen, Ersatzteilen und Ausrüstungen abhängig 
ist. Daher auch die Dringlichkeit, eine gewisse Min
destsumme an Auslandskrediten zu erhalten und für 
jede andere A rt von Anreizen zu sorgen, schon dieses 
Jah r mehr zu exportieren. Da ein großer Teil der Er
satzinvestitionen in Form kleiner Ersatzteile vorzu
nehmen ist — eine große Anzahl von Dieselloks, 
Generatoren, Lastwagen, W ebstühlen, Baggern und 
anderen Maschinen benötigen nur kleine, aber wich
tige Ersatzteile, um wieder einsatzfähig zu werden —, 
könnte ein großer Teil dieses Importaufwands, wenn 
er richtig verwendet wird, spektakuläre W irkungen 
auf die Produktion erzielen.

Aber der genannte Vorbehalt ist wichtig. Um noch ein
mal den Sultan zu zitieren; „Was sind die V oraus
setzungen für einen wirtschaftlichen W iederaufbau? 
Jeder Beamte und Angestellte in Regierung oder Pri
vatwirtschaft . . .  sollte nach seinen Fähigkeiten den 
größtmöglichen Beitrag zum W ohle von Staat und 
Nation leisten und nicht nur zu seinem persönlidien 
Vorteil handeln . . .  Die Regierung beschränkt ihr Pro
gramm mit voller Absicht auf die ihr gegebenen Mög
lichkeiten und paßt es an die herrschenden Umstände 
an, da sie überzeugt ist, daß sie ihr Ziel nicht ohne die 
Hilfe und Unterstützung der Öffentlichkeit erreichen 
kann . . .  Diese sollte eine A rt gesellschaftlicher Kon
trolle ausüben, um jeden Mißbrauch zu verhindern. 
Sollten M ißbräudie auftreten, so müssen die Schuldi
gen verw arnt werden, und wenn sie die W arnung 
ignorieren, müssen sie von der Öffentlichkeit den 
Behörden gemeldet w erden.“

Das alte Regime hat ein Erbe an moralischer Unord
nung, Raffgier, Korruption und mangelnder Aditung 
vor dem Gesetz hinterlassen, für das es in der neue
ren Geschichte nur wenige Beispiele gibt. Diesen 
Schaden wiedergutzumachen, wird vielleicht schwerer 
sein, als den materiellen W ohlstand der Nation wie
derherzustellen. Ehe aber nicht w ieder gewisse Min
destnormen für Regierung und Verwaltung gelten 
sowie im Volke der Sinn für sozialen Zusammenhalt 
und das Gemeinwohl geschaffen wird, kann man sich 
schwer vorstellen, wie die gesamte Auslandshilfe In
donesien wieder zu wirtschaftlicher Erholung und W ei
terentwicklung verhelfen soll.
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